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Anlass zur Novellierung
des Fremdenrechts be-
stand einerseits auf-

grund der Einigung des Bun-
des und der Länder auf eine
gemeinsame Steuerung bei
der Aufnahme und Betreu-
ung von Asylwerbern im
November 2014 und ande-
rerseits aufgrund zweier ins
innerstaatliche Recht umzu-
setzenden EU-Richtlinien
betreffend das Asylverfahren
und die Versorgung der
Asylwerber (2013/32/EU
und 2013/33/EU). Das FrÄG
2015 tritt am 20. Juli 2015 in
Kraft. 

Zulassungsverfahren.
Entsprechend der Einigung
des Bundes und der Länder
entfällt künftig die bisher
vorgesehene „automatische“
Vorführung der Fremden in
eine der beiden Erstaufnah-
mestellen (EAST) zur dorti-
gen Führung des Zulas-
sungsverfahrens. Die Erstab-
klärung erfolgt stattdessen
vor Ort in den Bundeslän-
dern. Das Bundesamt für
Fremdenwesen und Asyl
(BFA) entscheidet nach Ein-
vernahme des Fremden um-
gehend, ob dieser zur weite-
ren Verfahrensführung in ei-
ne der neun Regionaldirek-
tionen des BFA bzw. in eine
EAST vorgeführt oder un-
verzüglich in einem der neu
zu schaffenden Verteiler-
quartiere in den Ländern un-
tergebracht wird. 

Dadurch wird eine Be-
schleunigung erreicht, da
bisher notwendige, oftmals
mehrfache Überstellungen
entfallen und eine solidari-
sche, gleichmäßige Vertei-
lung der Asylwerber in
Österreich gewährleistet
wird. Aufgrund der Neuge-
staltung des Zulassungsver-
fahrens entfällt außerdem die

bisherige Anwesenheitsver-
pflichtung für Asylwerber in
der EAST während der An-
fangsphase des Asylverfah-
rens. 

Unter besonderen Um-
ständen verlieren Asylwer-
ber ihren Anspruch auf
Grundversorgung (z. B.
wenn sie eine Gefahr für die
öffentliche Sicherheit dar-
stellen oder wenn sie aus si-
cheren Herkunftsstaaten
stammen), wobei jedenfalls
eine Notversorgung der Be-
troffenen gewährleistet wird. 

Schubhaft und Duldung.
Die Bestimmungen zur
Schubhaft wurden an die
Vorgaben der EU-Richtlini-
en und der höchstgerichtli-
chen Rechtsprechung ange-
passt. Insbesondere wurden
konkrete und sachgerechte
Kriterien geschaffen, an de-
nen das Vorliegen des für
die Schubhaftverhängung
notwendigen Tatbestandes
der „Fluchtgefahr“ zu mes-
sen ist. Hintergrund dieser
Neugestaltung ist ein Er-
kenntnis des Verwaltungsge-
richtshofes, wonach die Ver-
hängung von Schubhaft bei
Fremden, für deren Asylver-

fahren ein anderer EU-Mit-
gliedstaat zuständig ist, für
unzulässig erklärt wurde, so-
lange die notwendige gesetz-
liche Konkretisierung der
Fluchtgefahr fehlt.

Die Novelle schafft ferner
eine ausdrückliche Rechts-
grundlage zur Ausübung von
Befehls- und Zwangsgewalt
bei Abschiebungen am Luft-
weg sowie für fremdenpoli-
zeiliche Kontrollen in
Grundversorgungseinrich-
tungen. Klargestellt wird
auch, dass ein Fremder im
Rahmen der Abschiebung ei-
ner Mitwirkungspflicht zur
Beschaffung eines Heimrei-
sezertifikates unterliegt. 

Eine Neuerung erfährt
auch die Duldung aus tat-
sächlichen Gründen, die bis-
her ab tatsächlichem Eintre-
ten der gesetzlichen Voraus-
setzungen wirksam wurde
und keiner darüber hinausge-
henden behördlichen Bestä-
tigung bedurfte. Im Zuge
von Personenkontrollen
konnten sich dadurch bei der
Feststellung über einen un-
rechtmäßigen oder gedulde-
ten Aufenthalt Schwierigkei-
ten ergeben. Klargestellt
wird nun, dass die Duldung

grundsätzlich mit Ausfol-
gung der Karte für Gedulde-
te wirksam wird.

Organstrafverfügungen im
Fremdenpolizeigesetz. Neu
verankert wird die Möglich-
keit, bei bestimmten Verwal-
tungsübertretungen nach
dem Fremdenpolizeigesetz
anstelle einer Anzeige eine
Organstrafverfügung im
Ausmaß von bis zu 200 €
bzw. bis zu 500 € auszustel-
len. Dies betrifft etwa Fälle
eines rechtswidrigen Aufent-
halts in Österreich oder einer
rechtswidrigen Einreise, die
Missachtung von Auflagen
des BFA oder die Verlet-
zung von Meldepflichten
nach dem Asylgesetz. Bei
geringfügigen Beanstandun-
gen kommt somit auch eine
Abmahnung in Frage.

Weitere Neuerungen, Die
Novelle ermöglicht ferner
die Erweiterung des Anwen-
dungsbereichs zur Inan-
spruchnahme von Rechts-
und Rückkehrberatung für
Asylwerber. Dementspre-
chend hat ein Fremder auch
betreffend Grundversor-
gungsentscheidungen oder
Anordnungen zur Außerlan-
desbringung Zugang zur
kostenlosen Rechtsberatung. 

Im Sinne einer zielgerich-
teten Gestaltung des Asyl-
verfahrens können künftig
unter bestimmten Vorausset-
zungen Asylverfahren mit
einer verkürzten Entschei-
dungsfrist geführt werden.
Dies betrifft insbesondere
Asylwerber aus sicheren
Herkunftsstaaten, jene, die
eine Gefahr für die öffentli-
che Sicherheit oder Ordnung
darstellen oder die versu-
chen, die Behörden über be-
stimmte Umstände zu täu-
schen.

Asylwerber in der Erstaufnahmestelle Traiskirchen: Mit dem
FrÄG 2015 wird eine Beschleunigung der Verfahren erreicht.

Verteilung, Schubhaft und Duldung
Mit dem Fremdenrechtsänderungsgesetz 2015 (FrÄG 2015) wird die solidarische Verteilung der 
Asylwerber auf die Bundesländer geregelt sowie die Schubhaft und die Duldung neu gestaltet.


